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Schlüsseltechnologien für die
Märkte von morgen stärken

Die Gesundheits- und Genomforschung
liefert neue Erkenntnisse über die Ursa-

Dokumentation

Farbe bekennen: Die
Was SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU, FDP und PDS in ihren

Im Wahlkampf haben der Schutz des menschlichen Le-
bens sowie die Entwicklung der Bio- und der Gentechno-
logie keine Rolle gespielt. Gleichwohl gehen alle im Bun-

destag vertretenen Parteien in ihren Wahlprogrammen
auch auf diese Themen ein. Das LebensForum dokumen-
tiert nachfolgend die wichtigsten Passagen.

chen von Erkrankungen und deren Ent-
stehung. Damit lassen sich die Lebensqua-
lität der Menschen, ihre Lebenserwartung
und die Heilung von Krankheiten verbes-
sern. Zugleich können mit Hilfe der
Gesundheitsforschung die Effizienz im
Gesundheitswesen gesteigert und Kosten
reduziert werden. Wir werden deshalb die
Gesundheits- und Genomforschung stär-
ken, damit neue Präventions- und Thera-
pieverfahren entwickelt werden können.
Wir werden die Grundlagenforschung und

Selbstbestimmungsrecht

Wir treten ein für das Selbstbestim-
mungsrecht der Frauen. Dazu gehört das
Recht, sich selbstbestimmt und ohne äu-
ßeren Druck für oder gegen eine Schwan-
gerschaft zu entscheiden. Nicht die straf-
rechtliche Verfolgung von Schwanger-
schaftsabbrüchen, sondern freiwillige,
qualifizierte und ergebnisoffene Beratung
ist geeignet, die Frauen im Konfliktfall
bei ihrer Entscheidung zu unterstützen.

Nach wie vor fordern wir die Abschaf-

fung des § 218 StGB. Auch die von uns
geforderte Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen für ein Leben mit Kindern ist
für viele Frauen eine wichtige Hilfe bei
der Entscheidung für oder gegen eine
Schwangerschaft. Wir treten dafür ein,
dass qualifizierte, persönliche Beratungs-
und Hilfsangebote auf freiwilliger Basis
gewährleistet bleiben.

Fortpflanzungsmedizin

Bündnis 90/Die Grünen sind kritische
BegleiterInnen, die der Modernisierung
im Bereich Fortpflanzungsmedizin und
Gentechnik eine an der Menschenwürde,
den Bürgerrechten und an der Vielfältig-
keit des menschlichen Lebens orientierte

Leben schützen und erhalten

Wir wollen eine menschliche Zukunft
für unsere Kinder und Enkelkinder gestal-
ten. Darum genießen Menschenwürde und
Schutz des Lebens für uns höchste Priori-
tät und sind Richtschnur für unser politi-

sches Handeln. Wir bekennen uns dazu,
dass dem Menschen in allen Stufen sei-
nes Lebens – von der Verschmelzung der
Samen- und Einzelle bis zu seinem Tod –
ungeteilte Menschenwürde als Ebenbild
Gottes zukommt, die zu achten und zu
schützen Verpflichtung aller staatlichen

klinische Forschung enger miteinander
verzahnen, damit Forschungsergebnisse
schneller den Patienten zugute kommen.

(...) Chancen und Grenzen gentechno-
logischer Forschung müssen daher immer
wieder neu bestimmt werden. Forschung
im Dienste der Menschen beachtet die
moralische und ethische Grenze. Die De-
batte über wissenschaftliche und ethische
Fragen begrüßen wir und wollen sie auch
künftig fördern.

Richtung geben wollen. Die Würde des
Menschen ist unantastbar. Wir treten da-
für ein, dass das hohe Schutzniveau des
Embryonenschutzgesetzes erhalten bleibt.
Präimplantationsdiagnostik muss weiter-
hin verboten bleiben.

Die Möglichkeiten der vorgeburtlichen
(pränatalen) Diagnostik bergen für Frau-
en neue Möglichkeiten, aber auch Gefah-
ren. Durch qualifizierte, ergebnisoffene
Beratung müssen Frauen in die Lage ver-
setzt werden, selbstbestimmt zu entschei-
den, ob und welche Diagnostik sie in An-
spruch nehmen. Das vom Grundgesetz ga-
rantierte Diskriminierungsverbot muss
auch bei den Beratungen im Zusammen-
hang mit der Pränataldiagnostik umge-
setzt werden.
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Parteien im O-Ton
Parteiprogrammen versprechen

Gewalt ist. An diesem Verfassungs-
grundsatz werden wir unser politisches
Handeln messen.

Wesentlicher Gradmesser der Humani-
tät einer Gesellschaft ist deren Umgang
mit behinderten Menschen. Als Teil un-
serer Gesellschaft haben Behinderte und
ihre Familien Anspruch auf Solidarität
und Unterstützung. Integration statt Iso-
lation ist der richtige Weg. Wir wollen er-
reichen, das Behinderte soweit wie mög-
lich Chancen erhalten, zusammen mit
Nichtbehinderten zu arbeiten. Wir treten
ein für ein eng geknüpftes Netz von
Berufsbildungs- und Berufsförderungs-
werken für Behinderte. Wir werden die
Leistungsansprüche Behinderter aus der
Sozialhilfe herauslösen und in einem ei-

genen Gesetz zusammen führen. Wir wol-
len uns dafür einsetzen, damit es in unse-
rer Gesellschaft von morgen normal sein
wird, verschieden zu sein.

Die neuen und noch zu erwartenden
Möglichkeiten der Gentechnologie und
Biomedizin stellen uns vor große Heraus-
forderungen. Gerade bei diesen Zukunfts-
technologien müssen wir Chancen und
Risiken sorgfältig prüfen und abwägen,
um die richtigen Weichen für nachfolgen-
de Generationen zu stellen. Wir dürfen
keinesfalls einem wissenschaftlichen
Machbarkeitswahn verfallen. Nütz-
lichkeitserwägungen dürfen nicht über
den Schutz allen menschlichen Lebens
gestellt werden. Deshalb halten wir an den
strengen Grundsätzen des deutschen

Embryonenschutzgesetzes fest und lehnen
eine Legalisierung der aktiven Sterbehil-
fe ab. Wir unterstützen nachdrücklich den
Einsatz für ein Sterben in Würde wie etwa
in der Hospizbewegung. Wir intensivie-
ren die Schwangerenberatung, damit sich
künftig mehr Familien in schweren Kon-
fliktsituationen für ihr Kind und damit für
werdendes Leben entscheiden können.

Bei diesen und künftigen ethischen Fra-
gen ist eine wertorientierte Politik gefor-
dert, wie sie die Union auf der Basis des
christlichen Menschenbildes vertritt. Das
christliche Menschenbild ist für uns der
Kompass für verantwortungsvolle, nach-
haltige Gestaltung einer humanen Zu-
kunft.

Chancen nutzen

Forschung ist frei. Die FDP steht zur
Freiheit der Forschung. Nicht die Wissen-
schaftler müssen sich rechtfertigen, wenn
sie etwas erforschen wollen, sondern der
Staat braucht gute Gründe, wenn er in die
Forschungsfreiheit eingreifen will. Aller-
dings gehört zur Freiheit auch die Verant-
wortung, die eine ‚grenzenlose Wissen-
schaft‘ nicht zulässt und ethisch-morali-
sche Schranken setzt.

Forschungs- und Technologiepolitik hat
eine Querschnittfunktion. Sie verbindet
die jeweiligen Politikbereiche von der
Bildungs- bis zur Wirtschaftspolitik. In-
novation und Fortschritt können nur ent-
stehen, wenn durch Bildung und Ausbil-
dung der heranwachsenden Generation
die notwendigen Voraussetzungen ge-
schaffen werden. Dazu gehört die Vermitt-
lung einer positiven Grundeinstellung zu
Wissenschaft und Technik in den Schu-

len. Dazu gehören auch Schüler- und
Jugendwettbewerbe in Wissenschaft und
Technik. (...) Die FDP begrüßt die grund-
sätzliche Struktur des 6. Forschungsrah-
menprogramms der EU, vermisst aber die
konkrete Ausgestaltung. (...)

Gentechnologie

Im Mittelpunkt der gentechnischen For-
schung steht die Grundlagenforschung zur
Struktur der Gene und das Ziel, Therapi-
en gegen schwere genetisch bedingte
Krankheiten zu entwickeln. Für viele Pa-
tienten stellt die Gentechnik deshalb eine
große Hoffnung dar. Gleichzeitig gilt:
Menschen mit Behinderungen, seien sie
durch genetische Disposition oder ander-
weitig verursacht, gehören ganz selbstver-
ständlich und gleichberechtigt zu unserer
Gesellschaft.

Forschung an embryonalen Stamm-
zellen bietet große Chancen für die Ver-
besserung des Verständnisses der Pro-
grammierung von Zellen. Wenn wir wis-
sen, warum sich Zellen zu bestimmten
Zelltypen ausbilden (z.B. Leber-, Nieren
oder Muskelzellen) können wir versu-

chen, diese Entwicklung gezielt zu steu-
ern und Zellersatz für Organe oder z.B.
zur Behandlung von Alzheimerpatienten
zu züchten. Parallel ist die Forschung an
adulten Stammzellen zu verstärken.

Das vom Bundestag beschlossene
Stammzellgesetz ist ein Minimalkonsens.
Die FDP hat ihm zugestimmt, ist sich aber
bewusst, dass es bald der Nachbesserung
bedarf. Durch die restriktive Stichtags-
regelung werden kaum Zelllinien zur Ver-
fügung stehen, die qualitativ für therapeu-
tische Forschung geeignet sind. Das Klo-
nen von Menschen bleibt in Deutschland
verboten und muss auch international-
geächtet werden.

Die Präimplantationsdiagnostik ist ein
bereits in zehn europäischen Staaten an-
gewandtes Verfahren, durch das durch
nicht heilbare Erbkrankheiten besonders
belastete Paare feststellen lassen können,
ob der Embryo durch eine Erbkrankheit
belastet ist. Sie ist in Deutschland auch in
engen rechtlichen Grenzen zu ermögli-
chen.
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Verantwortungsbewusste
Forschung

(...) Fortpflanzungsmedizin und Gen-
technik haben Resultate hervorgebracht,
die vor einigen Jahren noch undenkbar
schienen. Sie sind in der Gesellschaft äu-
ßerst umstritten, weil sie grundsätzliche
ethische Fragen über die Zukunft der
menschlichen Natur aufwerfen. Unsere
Gesellschaft braucht diese Debatte drin-
gend, weil alle historischen Erfahrungen
zeigen, dass solche Entscheidungen nicht

den Fachzirkeln oder Wirtschaftsinteres-
sen überlassen werden dürfen. Im Mittel-
punkt der Bewertung des Einsatzes von
Gentechnik in Diagnose und Krankheits-
bekämpfung steht einerseits der legitime
Wunsch der Menschen nach Gesundheit
und andererseits der Wunsch nach Aner-
kennung ihrer jeweiligen körperlichen
Verfasstheit. Die PDS setzt sich für eine
offene Debatte mit und jenseits der betei-
ligten Fachöffentlichkeit ein. Die Gen-
technik eröffnet neue Chancen für die
Diagnostik und Therapie von bisher un-
heilbaren Krankheiten. Andererseits ist
die Versuchung, Eingriffe in der mensch-
lichen Keimbahn vorzunehmen, eugeni-
sche Programme und wirtschaftlichen
Profit zu realisieren, ungleich größer ge-

worden. Das Interesse der Forschung an
embryonalen Stammzellen und der Zugriff
auf die weibliche Reproduktionsfähigkeit
dürfen nicht über das Selbstbestimmungs-
recht von Frauen und die Menschenwür-
de gestellt werden. Deshalb erfordert die
Gendiagnostik eine politische Rahmen-
setzung, die zwischen dem Recht auf
Selbstbestimmung und den moralischen
Grundwerten unserer Gesellschaft abwägt.

(...) Frauen müssen das Recht haben, ihr
Leben umfassend selbst zu bestimmen. So
halten wir auch weiter an der Forderung
nach ersatzloser Streichung des § 218 fest.
Ob Frauen ein Kind bekommen wollen,
muss allein ihre Entscheidung sein.
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